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wird, haben die Bezirks-Arbeitsämter ab'sofort bis zum
15. Juni 1945 einen Spätdienst bis 20 Uhr einzurichten.

B. Anmeldung der Betriebe
Alle Betriebe des Handwerks, des Handels und der 

Industrie sowie Verwaltungen und Haushaltungen, letztere 
soweit sie Arbeitskräfte beschäftigen, haben ihre Meldung 
bei dem für den Sitz des Betriebes zuständigen Bezirks- 
Arbeitsamt abzugeben. Ausweise über Zugehörigkeit zu 
den früheren Handwerksorganisationen, Wirtschafts- und 
Fachgruppen sind vorzulegen.

Die Einstellung von Arbeitskräften kann nur nach Zu­
stimmung des zuständigen Bezirks-Arbeitsamtes erfolgen. 
Jeder Bedarf an Arbeitskräften ist daher dem Bezirks- 
Arbeitsamt zu melden.

Besondere Förderung im Arbeitseinsatz erfahren alle 
ehemaligen politischen Häftlinge, die im Jahre 1945 aus 
Zuchthäusern, Gefängnissen und Konzentrationslagern 
freigekommen sind. Alle arbeitsfähigen politischen Häft­
linge werden entsprechend ihren Fähigkeiten bevorzugt 
in den Arbeitsprozeß eingereiht.

C. Überprüfung der Arbeitsbescheinigungen.
Besondere Beachtung ist der Beseitigung der Schein­

arbeitsverhältnisse zu widmen.
Bescheinigungen, die über die Tätigkeit bei Auf­

räumungsarbeiten ausgestellt werden, haben keine Gültig­
keit, wenn nicht die Dauer der täglichen Arbeitszeit an­
gegeben wird. Die Bezirks-Arbeitsämter sind daher an­
gewiesen, alle Arbeitsbescheinigungen eingehend zu 
überprüfen.

Personen, die Arbeitsbescheinigungen ausstellen oder 
vorlegen, in denen unwahre Angaben festgestellt werden, 
haben mit Entzug der Lebensmittelkarten zu rechnen.
Die Hausobleute werden gebeten, Personen mit Arbeits­

bescheinigungen ohne genaue Angaben, insbesondere 
über Arbeitszeit und Tätigkeit, den für den Sitz des Be­
triebes zuständigen Bezirks-Arbeitsämtern zur Prüfung zu 
überweisen. Von den Bezirks-Arbeitsämtern wird dann 
die Richtigkeit der Angaben bescheinigt werden,

B e r l i n ,  den 29. Mai 1945.
Der Magistrat der Stadt Berlin 

Abt. für Arbeitseinsatz 
J e n d r e t z k y

Arbeitsanträge
Der Magistrat, Abteilung für Arbeitseinsatz, teilt mit, 

daß anscheinend die Auffassung verbreitet ist, die Einsatz­
stelle beim Magistrat wäre gleichzeitig eine zentrale 
Arbeitsvermittlung, Das trifft nicht zu. Sämtliche Bewer­
bungen sind in jedem Fall an die Bezirks-Arbeitsämter, in 
deren Bereich der. betreffende Antragsteller wohnt, zu 
richten.

Anträge an die Abteilung Arbeitseinsatz beim Magistrat 
Berlin werden doch zur Überprüfung an die Bezirks- 
Arbeitsämter überwiesen. Als Stichtag für die Alters­
begrenzung bei der Meldepflicht ist der 1. Juni 1945 fest­
gelegt worden. Alle Männer und Frauen, die bis ein­
schließlich 31. Mai 1945 das 65. bzw. 50. Lebensjahr 
vollendet haben, sind nicht mehr meldepflichtig. Männ­
liche und weibliche Jugendliche werden meldepflichtig 
bei Erreichen des 15. Lebensjahres.

B e r l i n ,  den 6. Juni 1945.
Der Magistrat der Stadt Berlin 

Abt. für Arbeitseinsatz 
J e n d r e t z k y

Sozialfürsorge
Sorge für die Opfer des Faschismus

Der Magistrat der Stadt Berlin hat zur Linderung des 
vom Faschismus hervorgerufenen Elends eine Reihe erster 
Hilfsmaßnahmen beschlossen. Im Vordergrund steht da­
bei die Sorge um die Opfer des Faschismus. Hierzu ge­
hören alle, die aus politischen Gründen langjährig in 
Zuchthäusern, Gefängnissen, Konzentrationslagern u. dgl. 
festgehalten wurden und im Laufe dieses Jahres frei­
gekommen sind, sowie Angehörige der vom Faschismus 
Ermordeten bzw. solcher politischer Gefangener, die noch 
vermißt werden. Diese Opfer des Faschismus erhalten 
u. a. eine einmalige Geldzahlung in Höhe des Monats­
gehalts des höchsten Magistratsbeamten, weiter Sonder­
zuteilung von Lebensmittelkarten für Schwerarbeiter 
während der Dauer von drei Monaten. Für notwendigen 
Wohnraum wird nach Möglichkeit durch Anweisung in 
Wohnungen von Faschisten, ebenso wie für die Bereit­
stellung der notwendigen Kleidung gesorgt werden. Eine 
besondere gesundheitliche Fürsorge durch Bereitstellung 
von Freiplätzen in Sanatorien und Erholungsheimen ist 
eingeleitet, über diese Hilfsmaßnahmen hinaus werden 
alle Bemühungen darauf gerichtet sein, die arbeitsfähigen 
Opfer des Faschismus entsprechend ihren Fähigkeiten 
bevorzugt in den Arbeitsprozeß einzureihen.

Kinder von Opfern des Faschismus werden zusätzlich 
mit Nährmitteln versorgt, für sie werden Plätze in Kinder-

I heimen bevorzugt zur Verfügung gestellt, wie auch für 
ihre berufliche Ausbildung besonders gesorgt wird. Für 
Eltern, die durch den Faschismus ihren Ernährer verloren 
haben, wird in dergleichen Weise wie für die Opfer des 
Faschismus selbst gesorgt. Allen anderen politischen 
Opfern des Faschismus (z. B. Häftlingen, die nach lang­
jähriger Festsetzung bereits in den Vorjahren entlassen 
worden sind), die nicht von den dargelegten Hilfsmaß­
nahmen erfaßt werden, soll unter Berücksichtigung des 
Einzelfalles eine Sonderfürsorge gewährt werden.

Die praktische Durchführung der Hilfsmaßnahmen ist 
den Abteilungen für Sozialwesen der einzelnen Verwal­
tungsbezirke, die Sonderabteilungen zur Sorge für die 
Opfer des Faschismus einzurichten haben, übertragen. Die 
Leitung liegt bei einem ehrenamtlichen Ausschuß (drei 
Personen), der sich aus Opfern des Faschismus zusammen­
setzt. Zur Auffindung der noch vermißten Opfer des 
Faschismus werden von den Bezirken Suchlisten aufge­
stellt. Es Wörden alle Anstrengungen gemacht, um den 
Angehörigen möglichst bald Nachricht über das Ergehen 
ihrer Lieben zukommen zu lassen.

Alle Arbeitsunfähigen und Bedürftigen, die nicht in der 
Lage sind, den notwendigen Lebensbedarf aus eigenen 
Mitteln und den ihrer Angehörigen zu bestreiten, werden 
aus öffentlichen Mitteln unterstützt. Hierzu gehören ins­
besondere Sozial- und Kleinrentner, Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene, Kranke, Pensionäre usw. Die


